
 
 
 

Bestimmungen der 

VERORDNUNG (EU) Nr. 181/2011 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 16. Februar 2011 

über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der Ver- ordnung 

(EG) Nr. 2006/2004, 

die auch für Linienverkehrsdienste unter 250 km Anwendung finden 
 

Artikel 4 Absatz 2 

Unbeschadet der Sozialtarife werden die von Beförderern angewandten Vertragsbedingungen und Tarife der 
Allgemeinheit ohne jegliche unmittelbare oder mittelbare Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit des 
Endkunden oder des Ortes der Niederlassung des Beförderers oder Fahr- scheinverkäufers in der Union 
angeboten. 

 
Artikel 9 Anspruch auf Beförderung 

(1) Beförderer, Reisevermittler und Reiseveranstalter dürfen sich nicht allein aufgrund der Behinde- rung oder 
der eingeschränkten Mobilität einer Person weigern, eine Reservierung vorzunehmen, einen Fahrschein 
auszustellen oder auf sonstige Weise zur Verfügung zu stellen oder die Person an Bord des Fahrzeugs zu 
nehmen. 
(2) Reservierungen und Fahrscheine sind für behinderte Menschen und Personen mit eingeschränkter 
Mobilität ohne Aufpreis anzubieten. 

 
Artikel 10 Absatz 1 

Unbeschadet des Artikels 9 Absatz 1 können Beförderer, Reisevermittler und Reiseveranstalter sich aufgrund der 
Behinderung oder eingeschränkten Mobilität einer Person weigern, eine Reservierung vorzunehmen, einen 
Fahrschein auszustellen oder auf sonstige Weise zur Verfügung zu stellen oder die Person an Bord des Fahrzeugs 
zu nehmen, 

a) um geltenden Sicherheitsanforderungen nachzukommen, die durch Vorschriften des internationalen Rechts, des 
Unionsrechts oder des nationalen Rechts festgelegt sind, oder um Gesundheits- und Sicherheitsanforderungen 
nachzukommen, die von den zuständigen Behörden erlassen wurden; 

b) wenn es wegen der Bauart des Fahrzeugs oder der Infrastruktur, einschließlich der Busbahnhöfe und 
Bushaltestellen, physisch nicht möglich ist, den Einstieg, den Ausstieg oder die Beförderung des behinderten 
Menschen oder der Person mit eingeschränkter Mobilität auf sichere und operationell durchführbare Weise 
vorzunehmen. 

 
Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 

Beförderer und gegebenenfalls Busbahnhofbetreiber legen Verfahren für Schulungen in Behinderten- fragen 
einschließlich entsprechender Instruktionen fest und stellen sicher, 

… 

b) dass ihre Mitarbeiter einschließlich der Fahrer, die unmittelbar mit den Fahrgästen oder deren Be- langen in 
Kontakt kommen, eine Schulung oder Instruktionen gemäß Anhang II Abschnitt a erhalten haben. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann für einen Zeitraum von höchstens fünf Jahren ab dem 1. März 2013 eine Ausnahme 
von der Anwendung des Absatzes 1 Buchstabe b in Bezug auf die Schulung der Fahrer gewähren. 

 
Artikel 17 Absätze 1 und 2 

Entschädigung für Rollstühle und andere Mobilitätshilfen 

(1) Beförderer und Busbahnhofbetreiber haften für von ihnen verursachte Verluste oder Beschädigun- gen von 
Rollstühlen und anderen Mobilitätshilfen oder Hilfsgeräten. Die Entschädigungspflicht trifft den Beförderer 
oder Busbahnhofbetreiber, der für diesen Verlust oder diese Beschädigung haftet. 

(2) Die Entschädigung gemäß Absatz 1 muss dem Wiederbeschaffungswert oder den Reparaturkos- ten der 
verloren gegangenen oder beschädigten Ausrüstung oder Geräte entsprechen. 



 

Artikel 24 Recht auf Reiseinformationen 

Beförderer und Busbahnhofbetreiber sorgen innerhalb ihres jeweiligen Zuständigkeitsbereichs wäh- rend der 
gesamten Fahrt für eine angemessene Information der Fahrgäste. Sofern machbar, wird diese Information auf 
Verlangen in zugänglicher Form bereitgestellt. 

 
Artikel 25 Unterrichtung über Fahrgastrechte 

(1) Beförderer und Busbahnhofbetreiber gewährleisten in ihrem jeweiligen Zuständigkeitsbereich, dass die 
Fahrgäste spätestens bei der Abfahrt geeignete und verständliche Informationen über ihre Rechte nach dieser 
Verordnung erhalten. Diese Informationen werden an den Busbahnhöfen und gegebenen- falls im Internet 
bereitgestellt. Behinderten Menschen oder Personen mit eingeschränkter Mobilität werden diese 
Informationen auf Verlangen in zugänglicher Form bereitgestellt, wenn dies machbar ist. Diese Informationen 
müssen die zur Kontaktaufnahme notwendigen Angaben zu der Durchsetzungs- stelle oder den 
Durchsetzungsstellen umfassen, die von den Mitgliedstaaten gemäß Artikel 28 Absatz 
1 benannt wurden. 

(2) Um der Informationspflicht gemäß Absatz 1 nachzukommen, können die Beförderer und Busbahn- 
hofbetreiber eine Zusammenfassung der Bestimmungen dieser Verordnung verwenden, die die Kom- mission in 
allen Amtssprachen der Organe der Europäischen Union erstellt und ihnen zur Verfügung stellt. 

 
Artikel 26 Beschwerden 

Die Beförderer errichten oder unterhalten ein System zur Bearbeitung von Beschwerden im Zusam- menhang mit 
den in der vorliegenden Verordnung festgelegten Rechten und Pflichten. 

 
Artikel 27 Einreichung von Beschwerden 

Unbeschadet von Schadenersatzforderungen gemäß Artikel 7 muss ein Fahrgast, wenn er im Rah- men dieser 
Verordnung eine Beschwerde an den Beförderer richten will, diese innerhalb von drei Mo- naten nach der 
tatsächlichen oder geplanten Durchführung des Linienverkehrsdienstes einreichen. Der Beförderer muss dem 
Fahrgast innerhalb eines Monats nach Eingang der Beschwerde mitteilen, ob seiner Beschwerde stattgegeben 
wurde, ob sie abgelehnt wurde oder ob sie noch bearbeitet wird. Die Frist für die endgültige Beantwortung darf 
drei Monate ab Eingang der Beschwerde nicht über- schreiten. 

 
Artikel 28 Nationale Durchsetzungsstellen 
(1) Jeder Mitgliedstaat benennt eine oder mehrere neue oder bestehende Stellen, die für die Durch- setzung 
dieser Verordnung in Bezug auf Linienverkehrsdienste von in seinem Hoheitsgebiet gelege- nen Orten und in 
Bezug auf Linienverkehrsdienste von einem Drittland zu diesen Orten zuständig sind. Jede dieser Stellen 
trifft die notwendigen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass diese Verord- nung eingehalten wird. 

Jede Stelle muss in Aufbau, Finanzierungsentscheidungen, Rechtsstruktur und Entscheidungsfindung von den 
Beförderern, Reiseveranstaltern und Busbahnhofbetreibern unabhängig sein. 

(2) Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommission über die gemäß diesem Artikel benannte Stelle oder 
benannten Stellen. 

(3) Jeder Fahrgast kann bei der nach Absatz 1 benannten entsprechenden Stelle oder jeder anderen von einem 
Mitgliedstaat benannten entsprechenden Stelle gemäß den nationalen Rechtsvorschriften eine Beschwerde über 
einen mutmaßlichen Verstoß gegen diese Verordnung einreichen. 

Ein Mitgliedstaat kann beschließen, dass der Fahrgast als ersten Schritt eine Beschwerde an den Beförderer 
zu richten hat; in diesem Fall dient die nationale Durchsetzungsstelle oder eine andere von dem Mitgliedstaat 
benannte geeignete Stelle als Beschwerdeinstanz für Beschwerden, für die keine Lösung gemäß Artikel 27 
gefunden wurde. 


